
36. Berichtigung des Kostenansatzes im Verwaltungsweg (zu § 19 Abs. 5 GKG, § 18 Abs. 3 FamGKG, § 
18 Abs. 6 GNotKG)

36.  Berichtigung des Kostenansatzes im Verwaltungsweg (zu § 19 Abs. 5 GKG, § 18 Abs. 3 
FamGKG, § 18 Abs. 6 GNotKG) 
 
1Solange eine gerichtliche Entscheidung nicht ergangen ist, sind die Vorstände der Justizbehörden und die 
Kostenprüfungsbeamten befugt, den Kostenansatz zu beanstanden und den Kostenbeamten zur 
Berichtigung des Kostenansatzes anzuweisen. 2Der Kostenbeamte hat der Weisung Folge zu leisten; er ist 
nicht berechtigt, deshalb die Entscheidung des Gerichts herbeizuführen.


